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Obligatorische Krankenpflegeversicherung
Anschluss von Personen, die sich in der Schweiz aufhalten, jedoch keine Aufenthaltsbewilligung haben
Sehr geehrte Damen und Herren
Die Direktion für Gesundheit und Soziales hat erfahren, dass Krankenversicherer, welche die obligatorische Krankenpflegeversicherung im Kanton Freiburg betreiben, den Beitritt von Personen ablehnen, die sich ohne Aufenthaltsbewilligung in unserem Kanton aufhalten. Diese Praxis veranlasst uns zu den folgenden Hinweisen:
1. In seiner Antwort vom 2. Juni 1997 auf die ordentliche Anfrage 97.1042 « Ausländische Schwarzaufenthalter. Unmöglichkeit einer Krankenversicherung » präzisierte der Bundesrat, das Inkrafttreten des neuen Gesetzes über die Krankenversicherung (KVG) und die Einführung der obligatorischen Krankenversicherung hätten eine Änderung für den persönlichen Geltungsbereich der Krankenversicherung herbeigeführt. Grundsätzlich wurde der Kreis versicherungspflichtiger Personen im Sinne des KVG dahingehend erweitert, dass er gemäss der Ausführungsverordnung (KVV) sämtliche in der Schweiz wohnenden Personen und sämtliche Personen mit einer Aufenthaltsbewilligung umfasst. Bei der Ausarbeitung der KVV hielt es der Bundesrat nicht für zweckmässig, auf dem Gesetzgebungsweg ausdrücklich Situationen wie diejenigen von Schwarzaufenthaltern zu regeln. Er präzisierte hingegen den Wohnsitzbegriff, indem er in Artikel 1 Abs. 1 KVV vorsah, dass der Wohnsitz im Sinne der Artikel 23-26 des Zivilgesetzbuches (ZGB) zu verstehen sei. Der Artikel 24 Abs. 2 ZGB schreibt die Errichtung eines fiktiven Wohnsitzes vor für Personen, die ihren Wohnsitz im Ausland aufgegeben und keinen neuen in der Schweiz erworben haben. Personen, die den Artikel 24 Abs. 2 ZGB geltend machen können, sind nach Auffassung des Bundesrates der Krankenversicherungspflicht nach dem KVG unterstellt. 

2. Personen ohne Aufenthaltsbewilligung müssen dieselben Rechte und Pflichten wie die übrigen Versicherten haben. Der Bundesrat sagte darüber hinaus : « Die Kassen dürfen nicht von sich aus Personen ausschliessen, deren Situation sie für regelwidrig halten, im Zweifelsfall müssen sie sich an die für die Krankenversicherungspflicht zuständigen Kantonsbehörden wenden. Den Kassen eine Beurteilungsbefugnis zu überlassen, wer ihnen beitreten kann und wer nicht, ist nicht angebracht.  »
3. Nach Artikel 6 Abs. 1 KVG sind die Kantone für die Einhaltung der Versicherungspflicht zuständig. Der Kanton Freiburg übertrug den Gemeinden die Verantwortung für die Kontrolle des Beitritts zu einem anerkannten Versicherer im Sinne von Artikel 11 des Bundesgesetzes (s. Art. 4 Abs. 1 des Ausführungsgesetzes vom 24. November 1995 zum Bundesgesetz über die Krankenversicherung: KVGG). Nach Artikel 4 Abs. 2 KVGG muss die Gemeinde Personen, die ihrer Versicherungspflicht nicht nachkommen, von Amtes wegen anschliessen. Es ist demnach an den Gemeindebehörden sowie an den Beschwerdebehörden, in Streitigkeiten betreffend die Erfüllung oder Nichterfüllung der Voraussetzungen für die Unterwerfung unter die obligatorische Krankenversicherung zu statuieren. Wenn Krankenversicherer Zweifel haben an der Verpflichtung einer Person, dem Krankenversicherungssystem nach KVG beizutreten, müssen sie sich an die Gemeindebehörden wenden.
4. Mit diesem Rundschreiben sollen also die geltenden Gesetzesbestimmungen in Erinnerung gerufen werden und möchten wir erreichen, dass die betroffenen Personen Ihrer Kasse beitreten können. Seine Anwendung trägt zu einer besseren Zusammenarbeit zwischen den Krankenversicherern und den Versicherten bei. 

Wir danken Ihnen für die aufmerksame Kenntnisnahme und verbleiben mit freundlichen Grüssen.










Die Staatsrätin, Direktorin :


Ruth Lüthi

Kopie :
- an die kantonale Sozialversicherungsanstalt

- an das kantonale Sozialamt
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